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Präambel 

1. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) regeln die Geschäftsbeziehungen 

zwischen Elanders Kaisheim GmbH (nachfolgend „Auftragnehmer“) und seinen Kunden 

(nachfolgend „Auftraggeber“) im Bereich Print- und Verpackungsleistungen sowie der 

Nutzung des von Elanders bereitgestellten Webshops und Portals. Sie gelten 

ausschließlich gegenüber Unternehmern im Sinne des § 14 BGB, juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögen. 

2. Die AGB sind modular aufgebaut und gliedern sich wie folgt: 

• A. Allgemeiner Teil: Enthält die grundlegenden Bestimmungen, die für sämtliche 

Vertragsbeziehungen gelten. 

• B. Besondere Bedingungen für Print & Packaging: Ergänzende und vorrangige 

Regelungen bei Verträgen über Druckerzeugnisse und Verpackungslösungen. 

• C. Besondere Bedingungen für Webshop / Portal: Ergänzende und vorrangige 

Bestimmungen für Verträge, die über den Webshop oder das Kundenportal des 

Auftragnehmers geschlossen werden. 

• D. Auftragsverarbeitungsvertrag (AVV) inkl. Technischer und Organisatorischer 

Maßnahmen (TOM): Soweit der Auftragnehmer im Rahmen der Leistungserbringung 

personenbezogene Daten im Auftrag des Auftraggebers im Sinne von Art. 28 DSGVO 

verarbeitet, schließen die Parteien zusätzlich einen gesonderten 

Auftragsverarbeitungsvertrag (AVV) einschließlich einer Anlage über die technischen und 

organisatorischen Maßnahmen (TOM). Dieser AVV ist kein Bestandteil der AGB, wird aber 

integraler Bestandteil des jeweiligen Vertragsverhältnisses, sobald und soweit eine 

Auftragsverarbeitung im datenschutzrechtlichen Sinne vorliegt. Im Verhältnis zu diesen 

AGB gehen die Regelungen des AVV für den Bereich der Auftragsverarbeitung vor. 

3. Die Regelungen des Allgemeinen Teils (A.) gelten für alle Vertragsbeziehungen. Die 

Besonderen Bedingungen (B. und C.) treten ergänzend hinzu und gehen im Falle eines 

Widerspruchs den Regelungen des Allgemeinen Teils (A.) vor, soweit sie denselben 

Regelungsgegenstand betreffen. Soweit darüber hinaus ein AVV (D.) abgeschlossen wird, 

haben für datenschutzrechtliche Fragen der Auftragsverarbeitung dessen Bestimmungen 

Vorrang. 

4. Individuelle Vereinbarungen (z. B. Angebote, Auftragsbestätigungen, 

Leistungsbeschreibungen, Rahmenverträge) gehen diesen AGB vor, sofern sie im 

Einzelfall ausdrücklich abweichende oder ergänzende Regelungen enthalten. 

 

 

 

 



A. Allgemeiner Teil 

1. Geltungsbereich, Rangfolge 

1. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für alle Geschäftsbeziehungen 

zwischen der Elanders Kaisheim GmbH („Auftragnehmer“) und Unternehmen (gemäß § 14 

BGB), juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen 

Sondervermögen („Auftraggeber").  

2. Entgegenstehende oder abweichende Bedingungen des Auftraggebers werden nicht 

Vertragsinhalt, auch wenn ihnen nicht ausdrücklich widersprochen wird, es sei denn, ihrer 

Geltung wird ausdrücklich zugestimmt. 

3. Individuelle Vertragsabreden haben Vorrang vor diesen AGB.  

4. Im Falle von Widersprüchen zwischen diesen AGB und den Bestimmungen eines vom 

Auftragnehmer angenommenen Angebots oder einer Auftragsbestätigung gehen die 

Bestimmungen des jeweiligen Angebots bzw. der Auftragsbestätigung vor. Verweist das 

Angebot zusätzlich zu diesen AGB auf weitere Dokumente des Auftragnehmers, so haben 

darin enthaltene von diesen AGB abweichende Regelungen nur dann Vorrang, wenn dies 

im Angebot oder in der Auftragsbestätigung ausdrücklich unter Bezugnahme auf die 

jeweilige Regelung angegeben ist. 

5. Zwischen den Parteien vereinbarte Aufträge werden ausschließlich auf Grundlage der 

nachfolgenden Bedingungen ausgeführt. 

 

2. Vertragsschluss, Preise, Selbstbelieferung 

1. Die im Angebot des Auftragnehmers genannten Preise gelten unter dem Vorbehalt, dass 

die der Angebotserstellung zugrunde liegenden Auftragsdaten unverändert bleiben, 

längstens jedoch vier Wochen nach Eingang des Angebots beim Auftraggeber. Die Preise 

verstehen sich zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer, ab Werk, ausschließlich 

Verpackung, Fracht, Porto, Versicherung und sonstiger Versandkosten.  

2. Bei Vertragsabschlüssen außerhalb des Webshops sind die Angebote des Auftragnehmers 

und die darin genannten Preise freibleibend. Der Auftraggeber ist für einen Zeitraum von 

zwei Wochen nach Eingang beim Auftragnehmer an seine Bestellung gebunden. 

Bestellungen, Ergänzungen und Änderungen einer Bestellung werden vom Auftragnehmer 

nur angenommen, wenn sie zumindest in schriftlicher Form vom Auftragnehmer bestätigt 

wurden. Die Ausführung der Lieferung oder Leistung sowie der Zugang einer 

Lieferrechnung oder einer Rechnung beim Auftraggeber gelten als Bestätigung. 

Nebenkosten können vom Auftragnehmer sofort in Rechnung gestellt werden. 

3. Bei Aufträgen mit Lieferung an Dritte gilt der Besteller als Auftraggeber, sofern keine 

anderweitige ausdrückliche Vereinbarung getroffen wurde. 

 

3. Allgemeine Pflichten des Auftraggebers 

Der Auftraggeber ist dafür verantwortlich, seinen Auftrag sowie alle Vertragsunterlagen auf 

Vollständigkeit, Richtigkeit und Eignung für den vorgesehenen Zweck zu überprüfen. 

 

 



4.Subunternehmer, Selbstbelieferungsvorbehalt 

1. Der Vertragsschluss steht unter dem Vorbehalt der rechtzeitigen und richtigen 

Selbstbelieferung. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Nichtlieferung oder 

Falschlieferung zu vertreten hat, insbesondere wenn er kein kongruentes 

Deckungsgeschäft abgeschlossen hat. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber 

unverzüglich über die Nichtverfügbarkeit der Ware informieren und geleistete Zahlungen 

unverzüglich zurückerstatten. 

2. Der Auftragnehmer ist berechtigt, Subunternehmer mit der Erbringung der vertraglichen 

Leistungen zu beauftragen. Der Einsatz von Subunternehmern entbindet den 

Auftragnehmer nicht von seiner Verpflichtung gegenüber dem Auftraggeber zur 

vollständigen Erfüllung des Vertrages. 

 

5. Zahlung, Aufrechnung, Verzug 

1. Zahlungen sind ohne jeden Abzug zu leisten. Skontovereinbarungen, die im Rahmen des 

Vertragsschlusses zwischen den Parteien vereinbart wurden, sind nicht auf Fracht, Porto, 

Versicherung oder sonstige Versandkosten bezogen. Rechnungen des Auftragnehmers 

sind nach Erhalt durch den Auftraggeber zur Zahlung fällig. Fälligkeit und Verzugsfolgen 

richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften. 

2. Bei außergewöhnlichen Vorausleistungen kann der Auftragnehmer eine angemessene 

Vorauszahlung verlangen. 

3. Sofern nichts anderes vereinbart ist, werden die vom Auftraggeber über eine Webplattform 

im Laufe eines Monats aufgegebenen und angenommenen Bestellungen dem 

Auftraggeber zu Beginn des Folgemonats als Sammelrechnung für den Leistungsmonat 

elektronisch in Rechnung gestellt. 

4. Der Auftraggeber kann nur mit unbestrittenen, entscheidungsreifen oder rechtskräftig 

festgestellten Forderungen aufrechnen oder wegen solcher Forderungen ein 

Zurückbehaltungsrecht ausüben. Dies gilt nicht für etwaige auf Fertigstellungs- oder 

Mängelbeseitigungskosten gerichtete Ansprüche des Auftraggebers. Gegenansprüche 

des Auftraggebers aus demselben Vertragsverhältnis sind vom Aufrechnungsausschluss 

ebenfalls ausgenommen. 

5. Wird nach Vertragsschluss erkennbar, dass die Erfüllung des Zahlungsanspruchs durch 

die mangelnde Leistungsfähigkeit des Auftraggebers gefährdet wird, ist der Auftragnehmer 

zur Leistungsverweigerung berechtigt. Das Leistungsverweigerungsrecht entfällt, wenn die 

Gegenleistung bewirkt oder Sicherheit für sie geleistet ist. § 321 II BGB bleibt unberührt. 

Der Auftragnehmer kann die Leistung auch dann verweigern, wenn er aus demselben 

rechtlichen Verhältnis einen fälligen Anspruch gegen den Auftraggeber hat, bis die ihm 

gebührende Leistung bewirkt wird. § 273 III BGB bleibt unberührt. 

6. Zahlt der Auftraggeber den vereinbarten Betrag nicht binnen 14 Tagen nach Lieferung der 

Ware, so gerät er ohne Mahnung in Verzug und schuldet Verzugszinsen in Höhe von 9 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz (bezogen auf den vereinbarten Betrag) sowie 

eine Pauschale von 40 Euro. Die Geltendmachung weitergehender Ansprüche bleibt 

vorbehalten. 

 

 

 



6. Lieferung, Gefahrübergang, höhere Gewalt, Mitwirkung 

1. Lieferfristen werden spätestens bei Vertragsschluss individuell vereinbart; andernfalls 

gelten die gesetzlichen Regelungen. Liefertermine sind nur verbindlich, wenn sie vom 

Auftragnehmer zumindest in Textform bestätigt werden. Der Auftragnehmer ist auch zu 

Teillieferungen sowie zu Lieferungen vor Ablauf der Lieferfrist berechtigt, sofern dies für 

den Auftraggeber zumutbar ist. Die Rechte und Ansprüche, die dem Auftraggeber aufgrund 

einer vom Auftragnehmer zu vertretenden Pflichtverletzung zustehen, bleiben unberührt. 

2. Der Auftragnehmer ist nur zu Teillieferungen berechtigt, soweit dies unter Berücksichtigung 

der Gebote von Treu und Glauben gemäß § 242 BGB angemessen ist. Dies kann 

insbesondere dann der Fall sein, wenn − Teillieferungen für den Auftraggeber im Rahmen 

des vertraglichen Bestimmungszwecks verwendbar sind und − die Lieferung der restlichen 

bestellten Ware sichergestellt bleibt. Die dem Auftraggeber zustehenden 

Rechte/Ansprüche wegen einer insoweit vom Auftragnehmer zu vertretenden 

Pflichtverletzung, bleiben unberührt. 

3. Der Auftragnehmer liefert, soweit im Angebot und/oder einer individual vertraglichen 

Vereinbarung nichts anderes vereinbart wurde, „ab Werk“ (ex works/exw; Incoterms 2020). 

4. Mangels zumindest in Textform erteilter Anweisungen des Auftraggebers werden 

Versandart, Versandweg und Verpackung nach billigem Ermessen vom Auftragnehmer 

gewählt. Eine Transportversicherung schließt der Auftragnehmer nur auf ausdrücklichen 

Wunsch und Kosten des Auftraggebers ab. 

5. Soweit die Parteien einen Versendungskauf vereinbart haben, geht die Gefahr des 

zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung zum Zeitpunkt der Übergabe 

an die den Transport ausführende Person auf den Auftraggeber über. Sofern im Einzelfall 

vereinbart ist, dass die Lieferung „frei Bordsteinkante“ erfolgt, geht die Gefahr des 

zufälligen Untergangs oder der zufälligen Verschlechterung der Ware mit Bereitstellung der 

Ware zur Entladung an der von dem Auftraggeber angegebenen Lieferadresse auf den 

Auftraggeber über. 

6. Bei Leistungs- oder Lieferverzug ist ein Rücktritt nach § 323 BGB nur zulässig, wenn die 

Verzögerung vom Auftragnehmer zu vertreten ist. Eine Änderung der Beweislast ist mit 

dieser Regelung nicht verbunden. 

7. Vom Auftragnehmer nicht zu vertretende liefer- oder leistungsverzögernde Ereignisse von 

vorübergehender Dauer (insbesondere Betriebsstörungen, Transportverzögerungen, 

Streik, Aussperrung, behördliche Maßnahmen, die ausbleibende, nicht richtige oder nicht 

rechtzeitige Belieferung durch Lieferanten etc.) sowie alle Fälle höherer Gewalt 

berechtigen den Auftraggeber zum Rücktritt nur, wenn ein Festhalten am Vertrag für ihn 

aus objektiver Sicht unzumutbar ist; andernfalls verlängert sich die Lieferfrist um die Dauer 

der durch die Störung verursachten Verzögerung zuzüglich einer angemessenen 

Anlauffrist. Die Lieferfrist wird außerdem verlängert, soweit die Verzögerung durch einen 

Umstand aus dem Risikobereich des Auftraggebers verursacht worden ist, die der 

Auftragnehmer nicht zu vertreten hat. Eine Haftung des Auftragnehmers ist in den 

genannten Fällen ausgeschlossen. 

Der Auftragnehmer informiert den Auftraggeber unverzüglich über Ereignisse, die zu einer 

Lieferverzögerung im Rahmen des Vertragsverhältnisses führen. 

8. Solange den Auftragnehmer ein unvorhergesehenes Ereignis, das auch bei Anwendung 

der gebotenen Sorgfalt nicht abgewendet werden kann („höhere Gewalt“), insbesondere 

Naturkatastrophen, Epidemien, Pandemien, Krieg, Blockaden, Embargos, 

Stromversorgungs- oder Betriebsstörungen, Energieengpässe, behördliche Anordnungen, 



gesetzliche Verbote, Arbeitskämpfe oder andere Fälle höherer Gewalt, in der 

Leistungserbringung behindert, verlängern sich Leistungs- und Lieferfristen um die Dauer 

der Behinderung und um eine angemessene Anlaufzeit nach Ende der Behinderung 

(„Leistungsbehinderung”). Für die Dauer der Leistungsbehinderung liegt keine 

Pflichtverletzung vor. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber unverzüglich über solche 

Leistungsstörungen und deren voraussichtliche Dauer informieren. Dauert der Zustand 

höherer Gewalt länger als zwei Monate ohne Unterbrechung an oder ist der Auftragnehmer 

in Fällen höherer Gewalt nicht in der Lage, Leistungen zu erbringen, sind beide Parteien 

von ihren jeweiligen vertraglichen Leistungspflichten befreit. 

9. Eine Haftung des Auftragnehmers für Verzögerungen aufgrund der in den Ziffern 7 und 8 
genannten Ereignisse ist ausgeschlossen. Unberührt bleiben Ansprüche des 
Auftraggebers nach Maßgabe der allgemeinen Haftungsregelungen dieser AGB, soweit 
den Auftragnehmer ein Verschulden trifft. 
 

10. Verzögert sich der Versand aufgrund von Umständen, die der Auftraggeber zu vertreten 

hat, geht die Gefahr vom Tag der Versandbereitschaft auf den Auftraggeber über. In diesem 

Fall ist der Auftragnehmer berechtigt, die Ware auf Kosten und Gefahr des Auftraggebers 

zu lagern und die Zahlung des vereinbarten Preises zu verlangen. 

 

11. Die Lieferpflicht des Auftragnehmers ruht, solange sich der Auftraggeber nicht nur 

unerheblich mit vertraglichen Verpflichtungen in Verzug befindet. Die dem Auftragnehmer 

dadurch entstehenden Kosten sind vom Auftraggeber zu tragen. Befindet sich der 

Auftraggeber in Annahmeverzug oder verletzt er schuldhaft sonstige Mitwirkungspflichten, 

so ist der Auftragnehmer unbeschadet weiterer Ansprüche berechtigt, Ersatz des 

entstandenen Schadens einschließlich etwaiger Mehraufwendungen zu verlangen. 

12. Ist der Auftragnehmer für die Erbringung von Leistungen auf die Mitwirkung des 

Auftraggebers angewiesen, hat der Auftraggeber dem Auftragnehmer die erforderlichen 

Hilfsmittel, Informationen und Unterlagen rechtzeitig und vollständig zur Verfügung zu 

stellen und gegebenenfalls ausreichend qualifizierte und bevollmächtigte Ansprechpartner 

zu benennen. Der Auftragnehmer darf davon ausgehen, dass die Mitwirkungsleistungen 

vollständig und richtig sind, sofern die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit nicht 

offensichtlich ist. 

 

7. Eigentumsvorbehalt 

1. Die gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung aller gegenwärtigen und 

künftigen Forderungen des Auftragnehmers aus der Geschäftsbeziehung mit dem 

Auftraggeber – einschließlich aller Nebenforderungen – Eigentum des Auftragnehmers 

(„Vorbehaltsware“). Die Vorbehaltsware darf vor vollständiger Bezahlung weder an Dritte 

verpfändet noch zur Sicherheit übereignet werden. 

2. Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn 

und soweit Zugriffe Dritter (insbesondere Pfändungen oder sonstige 

Zwangsvollstreckungsmaßnahmen) auf die dem Auftragnehmer gehörende 

Vorbehaltsware oder auf an den Auftragnehmer abgetretene Forderungen erfolgen. Die 

Kosten für erforderliche Interventionen trägt der Auftraggeber, soweit die Eingriffe aus 

seiner Sphäre veranlasst sind. 

3. Übersteigt der realisierbare Wert der für den Auftragnehmer bestehenden Sicherheiten die 

gesicherten Forderungen um mehr als 10 %, ist der Auftragnehmer auf Verlangen des 

Auftraggebers zur Freigabe von Sicherheiten nach seiner Wahl verpflichtet. Der 



Sicherungswert entspricht dem Kaufpreisbetrag abzüglich 20 % für Verwertungsverluste 

und Kosten. Die Freigabe erfolgt durch Eigentumsübertragung oder Rückabtretung. 

4. Bei Verarbeitung oder Umbildung der vom Auftragnehmer gelieferten und in dessen 

Eigentum stehenden Waren ist der Auftragnehmer als Hersteller gemäß § 950 BGB 

anzusehen und behält in jedem Zeitpunkt der Verarbeitung Eigentum an den 

Erzeugnissen. Sind Dritte an der Verarbeitung oder Umbildung beteiligt, ist der 

Auftragnehmer auf einen Miteigentumsanteil in Höhe des Rechnungswerts (Faktura-

Endbetrag inkl. MwSt.) der Vorbehaltsware beschränkt. Das so erworbene Eigentum gilt 

als Vorbehaltseigentum. 

5. Der Auftraggeber ist nur zum Weiterverkauf der Vorbehaltsware im ordnungsgemäßen 

Geschäftsgang berechtigt. Der Auftraggeber tritt bereits jetzt seine Forderungen aus dem 

Weiterverkauf der Vorbehaltsware in voller Höhe an den Auftragnehmer ab; der 

Auftragnehmer nimmt diese Abtretung an. Der Auftraggeber bleibt zum Einzug der 

Forderungen ermächtigt, solange er seinen Zahlungsverpflichtungen dem Auftragnehmer 

gegenüber nachkommt und keine wesentlichen Verschlechterungen seiner 

Vermögensverhältnisse eintreten. 

 

8. Haftung  

1. Der Auftragnehmer haftet für Schäden aus der schuldhaften Verletzung des Lebens, des 

Körpers oder der Gesundheit und für vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachte sonstige 

Schäden – auch wenn die Pflichtverletzung auf entsprechend schuldhaftem Verhalten 

eines gesetzlichen Vertreters oder eines Erfüllungsgehilfen beruht. 

2. Der Auftragnehmer haftet ferner bereits bei leicht fahrlässiger Verletzung wesentlicher 

Vertragspflichten, auch durch seine gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen. 

Wesentliche Vertragspflichten sind solche, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 

Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht, deren Verletzung die Erreichung 

des Vertragszwecks gefährdet und auf deren Einhaltung Auftraggeber vertrauen dürfen. 

Die Haftung des Auftragnehmers nach Satz 1 ist in den Fällen leichter Fahrlässigkeit auf 

den vorhersehbaren, vertragstypischen Schaden begrenzt. 

3. Bei Kaufverträgen, Werkverträgen oder Werkverträgen mit Material ist die Haftung in 

Fällen leichter Fahrlässigkeit auf höchstens das Doppelte der Vergütung, bei 

Dauerschuldverhältnissen auf eine Jahresvergütung – jeweils netto – begrenzt. Im Übrigen 

ist die Haftung für sonstige leicht fahrlässig verursachte Schäden sowie für entgangenen 

Gewinn, zusätzliche Personalkosten beim Auftraggeber, Nutzungsausfall und/oder 

Umsatzausfall ausgeschlossen. 

4. Der Auftragnehmer haftet schließlich bei arglistig verschwiegenen Mängeln und 

übernommener Garantie für die Beschaffenheit der Ware sowie bei Ansprüchen aus dem 

Produkthaftungsgesetz. 

5. Im Übrigen ist die Haftung des Auftragnehmers ausgeschlossen. 

6. Bei der Festsetzung des vom Auftragnehmer zu leistenden Schadensersatzes sind die 

wirtschaftlichen Verhältnisse des Auftragnehmers, die Art, der Umfang und die Dauer der 

Geschäftsbeziehung sowie etwaige Mitverschuldens- und/oder Verschuldensbeiträge des 

Auftraggebers gemäß § 254 BGB zugunsten des Auftragnehmers zu berücksichtigen. 

Insbesondere müssen die vom Auftragnehmer zu erbringenden Ersatzleistungen, Kosten 

und Aufwendungen in einem angemessenen Verhältnis zum Wert seiner Lieferung oder 

Leistung stehen. 



7. Soweit die Haftung des Auftragnehmers gemäß den vorstehenden Bestimmungen 

ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch für die Haftung der Organe und 

Erfüllungsgehilfen des Auftragnehmers, insbesondere der Mitarbeiter. 

 

9. Verjährung 

Mängelansprüche des Auftraggebers verjähren mit Ausnahme der unter Ziffer 8.1. (Teil A) 

genannten Schadensersatzansprüche und solcher aus dem Produkthaftungsgesetz in einem 

Jahr beginnend mit der (Ab-)Lieferung der Ware. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer den 

Mangel arglistig verschwiegen hat oder soweit er eine Garantie für die Beschaffenheit der 

Sache übernommen hat. § 478 BGB bleibt ebenfalls unberührt. 

 

10. Geheimhaltung, Datenschutz, Referenzen 

1. Haben die Vertragsparteien eine gesonderte Geheimhaltungsvereinbarung (Non-

Disclosure Agreement, NDA) geschlossen, so haben deren Bestimmungen Vorrang vor 

den folgenden Bestimmungen. Darüber hinaus verpflichten sich die Vertragsparteien, alle 

Geschäftsgeheimnisse oder als vertraulich gekennzeichneten Informationen 

(zusammenfassend als „Informationen” bezeichnet), die sie von der jeweils anderen Partei 

erhalten haben oder die ihnen während der Vertragserfüllung bekannt geworden sind, für 

einen Zeitraum von weiteren fünf Jahren nach Vertragsende geheim zu halten und ihre 

jeweiligen Mitarbeiter entsprechend zu verpflichten. Die Informationen dürfen nicht an 

Dritte außerhalb des Unternehmens weitergegeben werden, die nicht an der Erfüllung des 

Vertrags beteiligt sind. Die Vertragsparteien sichern die Informationen in gleicher Weise 

wie ihre eigenen schutzwürdigen Unterlagen. Mit den Vertragsparteien verbundene 

Unternehmen im Sinne von § 15 ff. AktG gelten nicht als Dritte im Sinne dieser 

Bestimmung. 

2. Die Geheimhaltungspflicht umfasst keine Informationen, die zum Zeitpunkt der 

Offenlegung allgemein bekannt und zugänglich sind oder die der empfangenden 

Vertragspartei zum Zeitpunkt der Offenlegung bereits bekannt waren oder die ihr von 

Dritten in autorisierter Weise zugänglich gemacht wurden oder die aufgrund gesetzlicher 

Vorschriften, einer behördlichen Anordnung oder einer gerichtlichen Entscheidung 

veröffentlicht werden müssen – vorausgesetzt, dass die empfangende Partei die 

offenlegende Partei unverzüglich informiert und sie bei der Abwehr solcher Anordnungen 

oder Entscheidungen unterstützt. 

 

11. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anwendbares Recht, Salvatorische Klausel 

1. Erfüllungsort und Gerichtsstand sind, wenn der Auftraggeber Kaufmann, juristische Person 

des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist oder im Inland 

keinen allgemeinen Gerichtsstand hat, für alle sich aus dem Vertragsverhältnis 

ergebenden Streitigkeiten der Sitz des Auftragnehmers. 

2. Auf das Vertragsverhältnis findet deutsches Recht Anwendung. UN-Kaufrecht ist 

ausgeschlossen. 

3. Sollte eine Bestimmung dieser AGB unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, 

bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. 

 



B. Besondere Bedingungen für Print & Packaging 

1. Prüfpflichten, Druckfreigabe, Gewährleistungsspezifika 

1. Der Auftraggeber hat die Vertragsgemäßheit und etwaige zur Korrektur übersandte Vor- 

und Zwischenerzeugnisse unverzüglich zu prüfen. Die Gefahr etwaiger Fehler geht mit der 

Druckreiferklärung/Fertigungsreiferklärung auf den Auftraggeber über, soweit es sich nicht 

um Fehler handelt, die erst in dem sich an die Druckreiferklärung/ Fertigungsreiferklärung 

anschließenden Fertigungsvorgang entstanden sind oder erkannt werden konnten. Das 

Gleiche gilt für etwaige sonstige Freigabeerklärungen des Auftraggebers. 

2. Offensichtliche Mängel müssen binnen einer Woche nach Erhalt der Ware, versteckte 

Mängel binnen einer Woche nach Entdeckung schriftlich angezeigt werden, andernfalls ist 

die Geltendmachung von Gewährleistungsansprüchen ausgeschlossen. 

3. Der Auftragnehmer erhält Gelegenheit, Beanstandungen/Mängelrügen zu überprüfen. 

Erweist sich die Beanstandung/Mängelrüge als unbegründet, ist der Auftraggeber 

verpflichtet, dem Auftragnehmer die Kosten der Überprüfung zu erstatten. 

4. Bei berechtigten Beanstandungen ist der Auftragnehmer nach seiner Wahl zur 

Nachbesserung oder Ersatzlieferung verpflichtet und berechtigt. Bei Fehlschlagen der 

Nacherfüllung kann der Auftraggeber eine Herabsetzung der Vergütung (Minderung) oder 

die Rückabwicklung des Vertrages (Rücktritt) verlangen. 

5. Mängel eines Teils der gelieferten Ware berechtigen nicht zur Beanstandung der 

gesamten Lieferung, sofern der mangelfreie Teil durch den Auftragnehmer nutzbar ist. 

6. Bei Reproduktionen können übliche Abweichungen zwischen dem Original und dem 

Endprodukt bestehen. Das Gleiche gilt für den Vergleich zwischen Mustern, Proben oder 

sonstigen Vorlagen (z. B. Digital Proofs, Andrucken) und dem Endprodukt. 

7. Mehr- oder Minderlieferungen bis zu 10 % der bestellten Auflage können nicht beanstandet 

werden. Berechnet wird die gelieferte Menge. Bei Lieferungen aus 

Papiersonderanfertigungen unter 3.000 kg erhöht sich der Prozentsatz auf 20 %, unter 

5.000 kg auf 15 %. 

8. § 478 BGB bleibt unberührt. 

9. Der Auftraggeber kann Mängelansprüche nicht an Dritte abtreten. 

 

2. Zulieferungen, Daten, Vorarbeiten 

1. Zulieferungen (insbesondere Daten, Datenträger etc.) des Auftraggebers oder eines von 

ihm beauftragten Dritten müssen seitens des Auftragnehmers nicht auf Fehler geprüft 

werden. Dies gilt nicht für die technische Eignung von Zulieferungen zur 

ordnungsgemäßen Erfüllung des Auftrags, soweit die mangelnde Eignung einem sorgfältig 

handelnden Auftragnehmer erkennbar werden muss. Der Auftraggeber hat vor und 

während der Datenübertragung die erforderlichen und dem Stand der Technik 

entsprechenden Maßnahmen umzusetzen, dazu zählt insbesondere auch der Schutz vor 

Malware. 

2. Skizzen, Entwürfe, Probesatz, Probedrucke, Korrekturabzüge, Änderungen angelieferter 

oder übertragener Daten und ähnliche, nicht dem Vertragsgegenstand entsprechende 

Vorarbeiten, werden gesondert berechnet. Der Auftragnehmer wird dies dem Auftraggeber 

aber vorab anzeigen. 



3. Nachträgliche Änderungen der vertraglichen Leistung auf Veranlassung des Auftraggebers 

einschließlich daraus resultierendem Maschinenstillstand werden dem Auftraggeber 

berechnet. Dazu zählen auch Wiederholungen von Probeandrucken auf Wunsch des 

Auftraggebers wegen geringfügiger, nicht beanstandungsfähiger Abweichungen von zum 

Zeitpunkt des Vertragsschlusses vereinbarten Vorlagen. 

 

3. Lieferbesonderheiten Print (Abrufaufträge, Materialien) 

1. An vom Auftraggeber angelieferten Materialien (insbesondere Druck- und 

Stempelvorlagen, Manuskripten, Rohmaterialien etc.) steht dem Auftragnehmer bis zur 

vollständigen Erfüllung aller fälligen Forderungen aus dem Geschäftsverhältnis ein 

Zurückbehaltungsrecht gem. § 369 HGB zu. 

2. Bei Aufträgen, bei denen eine im Voraus festgelegte Gesamtauftragsmenge in gesondert 

durch den Auftraggeber abzurufenden und zu zahlenden Raten geliefert werden soll 

(Abrufaufträge), ist der Auftraggeber, soweit keine anderweitige Vereinbarung getroffen 

wurde, innerhalb von 12 Monaten nach Vertragsschluss zur Abnahme der gesamten dem 

Abrufauftrag zugrunde liegenden Auftragsmenge verpflichtet.  

Die Abrufpflicht des Auftraggebers stellt eine Hauptpflicht dar. Ist die Abnahme der 

Gesamtauftragsmenge nicht innerhalb der Abnahmefrist erfolgt, ist der Auftragnehmer 

berechtigt, nach seiner Wahl entweder − die Restmenge zu liefern und Zahlung des 

ausstehenden Teils des Kaufpreises zu verlangen, − die Restmenge auf Kosten des 

Auftraggebers einzulagern oder − dem Auftraggeber eine angemessene Frist zur Abnahme 

der Restmenge zu setzen und nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist nach § 323 BGB vom 

Vertrag zurückzutreten. Weitere Rechte des Auftragnehmers, wie das Recht auf 

Schadensersatz, bleiben unberührt. 

 

4. Zubehör, Handelsbräuche, Archivierung, periodische Arbeiten 

1. Zubehör einschließlich Verpackung oder Montageanleitungen sind nicht Bestandteil der zu 

liefernden Ware und werden nur bei ausdrücklicher Vereinbarung zwischen den 

Vertragsparteien mitgeliefert. Ungeachtet dessen wird die Ware – soweit erforderlich – in 

einer geeigneten Transportverpackung übergeben. 

2. Im kaufmännischen Verkehr gelten die Handelsbräuche der Druckindustrie (z. B. keine 

Herausgabepflicht von Zwischenerzeugnissen wie Daten, Lithos oder Druckplatten, die zur 

Herstellung des geschuldeten Endprodukts erstellt werden etc.), soweit nichts anderes 

vereinbart wurde. 

3. Dem Auftraggeber zustehende Produkte, Materialien und Daten werden nur nach 

ausdrücklicher Vereinbarung und gegen gesonderte Vergütung über den Zeitpunkt der 

Übergabe hinaus archiviert. Eine etwaige Versicherung hat bei fehlender Vereinbarung der 

Auftraggeber selbst zu besorgen. 

4. Verträge über regelmäßig wiederkehrende Arbeiten können mit einer Frist von 3 Monaten 

schriftlich gekündigt werden. 

 

5. Rechte Dritter bei Druckvorlagen 

Der Auftraggeber versichert, dass durch seine Auftragsvorgaben, insbesondere durch von ihm 

gelieferte Vorlagen, Rechte Dritter, z. B. Urheber-, Kennzeichen- oder Persönlichkeitsrechte, 



nicht verletzt werden. Der Auftraggeber stellt insoweit den Auftragnehmer von sämtlichen 

Ansprüchen Dritter einschließlich der Kosten der Rechtsverteidigung und/oder 

Rechtsverfolgung vollumfänglich frei, es sei denn, der Auftraggeber weist nach, dass ihm ein 

Verschulden nicht zur Last fällt und er allen ihm obliegenden Sorgfalts- und Prüfungspflichten 

nachgekommen ist. 

 

 

C. Besondere Bedingungen für Webshop / Portal 

Diese besonderen Bedingungen gelten zusätzlich zum Allgemeinen Teil (A.) und – soweit über 

den Webshop bzw. das Portal Print- und Packaging-Leistungen des Auftragnehmers bestellt 

werden – zusätzlich zu den Besonderen Bedingungen für Print & Packaging (B.) für Verträge, 

die über den Webshop bzw. das Portal des Auftragnehmers abgeschlossen werden. 

 

Im Falle von Widersprüchen zwischen 

– dem Allgemeinen Teil (A) und diesen Bedingungen (C) gehen die Regelungen dieses Teils 

C vor, soweit sie den speziellen Ablauf des Vertragsschlusses und der Abwicklung über den 

Webshop bzw. das Portal betreffen; 

– den Besonderen Bedingungen für Print & Packaging (B.) und diesen Bedingungen (C.) 

gelten die Regelungen dieses Teils C nur insoweit vorrangig, als sie webshopspezifische 

Fragen regeln, insbesondere Registrierung, Einrichtung und Nutzung des 

Kundenkontos/Portals, den Online-Bestellprozess, Zahlungsarten im Webshop sowie die 

elektronische Kommunikation. Im Übrigen bleiben die Besonderen Bedingungen für Print & 

Packaging (B.) unberührt. 

 

1. Registrierung, Kundenkonto, Portalzugang 

1. Der Auftraggeber hat die Möglichkeit, sich im Webshop kostenlos als Nutzer zu 

registrieren. Mit der Registrierung wird ein dauerhaftes, passwortgeschütztes 

Kundenkonto („Portalzugang“) erstellt. In seinem Kundenkonto kann der Auftraggeber 

Bestellungen administrieren und seine Adressdaten bearbeiten. Die Registrierung ist 

Voraussetzung für eine Bestellung. Eine Bestellung als Gast ist nicht möglich. Ein 

Anspruch auf Registrierung besteht nicht. 

2. Für die Registrierung und Erstellung eines Kundenkontos muss der Auftraggeber die 

geforderten Informationen (Name, Firma, Anschrift, Kontaktdaten) mitsamt E-Mail-Adresse 

und Passwort angeben. Die E-Mail-Adresse dient als Nutzername und zusammen mit dem 

Passwort als Anmeldedaten. Die E-Mail-Adresse und die Telefonnummer dienen zugleich 

der Kommunikation mit dem Auftraggeber und sind daher als Pflichtfelder markiert. 

3. Der Auftraggeber sichert zu, dass die bei der Registrierung getätigten Angaben zutreffend 

und vollständig sind. Die Nutzung von Pseudonymen ist unzulässig. Der Auftraggeber darf 

sich nicht mehrfach registrieren. 

4. Der Auftraggeber ist verpflichtet, mit den Anmeldedaten sorgfältig umzugehen. Es ist dem 

Auftraggeber untersagt, die Anmeldedaten gegenüber Dritten mitzuteilen und/oder Dritten 

den Zugang zu dem Kundenkonto unter Umgehung der Anmeldedaten zu ermöglichen. 

Sollte der Auftraggeber Anhaltspunkte für eine missbräuchliche Nutzung seines 



Kundenkontos durch Dritte erhalten, hat er den Auftragnehmer unverzüglich darüber zu 

informieren. 

5. Soweit sich persönliche Angaben des Auftraggebers ändern, ist dieser selbst für deren 

Aktualisierung verantwortlich. Änderungen kann der Auftraggeber online nach Anmeldung 

zu seinem Kundenkonto vornehmen. Hierzu gehört insbesondere die Aktualisierung der 

Liefer- und Rechnungsanschrift. 

6. Der Auftraggeber kann seine Registrierung jederzeit durch entsprechende Mitteilung an 

den Auftragnehmer löschen lassen. Mit Löschung werden das Kundenkonto und – 

vorbehaltlich gesetzlicher Aufbewahrungsfristen und vertraglicher Erforderlichkeit – 

sämtliche damit verknüpften persönlichen Angaben des Auftraggebers mitsamt den von 

ihm hinterlegten Projekten unwiderruflich entfernt. 

7. Der Auftragnehmer ist jederzeit berechtigt, den Webshop umzugestalten oder einzustellen. 

Es steht dem Auftragnehmer frei, das Angebot einer Registrierung und eines 

Kundenkontos einzustellen. Über eine beabsichtigte Einstellung wird der Auftraggeber 

vorab informiert. Mit der Einstellung wird sein Kundenkonto mit sämtlichen Daten 

unwiderruflich gelöscht, soweit nicht gesetzliche Aufbewahrungspflichten oder vertragliche 

Pflichten entgegenstehen. 

 

2. Darstellung der Produkte und Preise im Webshop 

1. Die im Webshop dargestellten Produkte und Leistungen stellen kein rechtlich bindendes 

Angebot des Auftragnehmers dar, sondern eine unverbindliche Einladung zur Abgabe 

eines Angebots durch den Auftraggeber. 

2. Alle im Webshop angegebenen Preise verstehen sich – sofern nicht ausdrücklich anders 

angegeben – in Euro als Nettopreise zuzüglich der jeweils gesetzlichen Mehrwertsteuer. 

Soweit im Webshop angegeben, können die Preise tagesaktuell gelten; Bestellungen 

werden zu dem am Tag des Eingangs der Bestellung im Shop gültigen Preis ausgeführt. 

3. Soweit im Shop ausgewiesen, erfolgt der Versand für bestimmte Lieferländer (derzeit 

insbesondere Deutschland und Österreich) versandkostenfrei. Im Übrigen fallen die im 

Bestellprozess ausgewiesenen Versandkosten an. 

4. Technisch bedingte Darstellungsunterschiede (z. B. Farbdarstellung auf Bildschirmen) 

können von der tatsächlichen Beschaffenheit der Druckerzeugnisse abweichen und stellen 

für sich genommen keinen Mangel dar, sofern die vertraglich vereinbarten oder 

branchenüblichen Toleranzen eingehalten werden. 

 

3. Bestellprozess und Vertragsschluss im Webshop 

1. Der Auftraggeber kann die im Webshop dargestellten Produkte auswählen und über die 

Schaltfläche „In den Warenkorb“ in einem sogenannten Warenkorb sammeln. Vor Abgabe 

der Bestellung kann der Auftraggeber die Daten jederzeit ändern, einsehen und Eingaben 

berichtigen. 

2. Am Ende des Bestellprozesses erscheint eine Zusammenfassung der Bestelldaten. Durch 

Anklicken des Buttons „zahlungspflichtig bestellen“ gibt der Auftraggeber ein verbindliches 

Angebot (§ 145 BGB) zum Abschluss eines Vertrages über die im Warenkorb enthaltenen 

Produkte ab. 



3. Nach Eingang des Angebots erhält der Auftraggeber eine automatisch erzeugte E-Mail, mit 

der der Auftragnehmer bestätigt, die Bestellung erhalten zu haben (Bestellbestätigung). 

Gleichzeitig erklärt der Auftragnehmer damit auch ausdrücklich die Annahme des Angebots 

gegenüber dem Auftraggeber (Auftragsbestätigung), sofern dies in der E-Mail ausdrücklich 

so bezeichnet ist. In diesem Fall kommt mit Zugang der Auftragsbestätigung ein Vertrag 

zustande. 

4. Der Auftraggeber erhält im Anschluss an die Auftragsbestätigung eine Rechnung, die ihm 

in der Regel per E-Mail oder über das Kundenkonto im Portal zur Verfügung gestellt wird. 

 

4. Upload & Editor; Freigabe; Datensicherung 

1. Der Auftraggeber hat die Möglichkeit, dem Auftragnehmer zur Fertigung der von ihm 

beauftragten Printprodukte per Upload Druckvorlagen (z. B. Dateien mit Bildern, Grafiken, 

Logos) zukommen zu lassen oder die Produkte im Editor zu gestalten. 

2. Nachdem der Auftraggeber die von ihm personalisierten Produkte in einer Vorschau 

angesehen und akzeptiert hat, werden diese in den Warenkorb gelegt. Die Freigabe der 

Vorschau gilt als Druckfreigabe im Sinne der Regelungen des Print-Teils dieser AGB. 

3. Der Auftraggeber wird beim Upload jeweils dem neuesten Stand der Technik 

entsprechende Schutzprogramme für Computerviren einsetzen. Die Sicherung der Daten 

des Auftraggebers für den Fall des Datenverlusts obliegt allein dem Auftraggeber. Der 

Auftragnehmer ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, eine Kopie anzufertigen. 

 

5. Rechte Dritter; Urheberrecht; Freistellung; Rücktrittsrecht 

1. Der Auftragnehmer prüft die hochgeladenen Daten (z. B. Dateien mit Bildern, Grafiken, 

Logos) nicht darauf, ob die Ausführung des Auftrages des Auftraggebers bzw. die so 

hergestellten Produkte gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen können, etwa gegen 

Rechte Dritter (z. B. Urheber-, Kennzeichen- oder Persönlichkeitsrechte) oder gegen das 

Wettbewerbsrecht. Eine solche Prüfung behält sich der Auftragnehmer aber jederzeit vor. 

Der Auftragnehmer behält sich das Recht vor, Kunden bzw. deren Kundenkonto bei 

Verstößen gegen die Regelungen in unseren AGB, oder in begründeten Fällen (z.B. 

Identitätsdiebstahl oder -missbrauch, Betrug oder aufgrund behördlicher oder gesetzlicher 

Vorgaben) dauerhaft oder zeitweise zu sperren und potentielle Gesetzesverstöße zur 

Anzeige zu bringen und von diesen Kunden zukünftig keine weiteren Aufträge mehr 

anzunehmen.  

2. Bei dem Verdacht, dass die hochgeladene Datei oder die Gestaltung des Produkts gegen 

die Vorgaben aus Abs. 1 oder Abs. 5 dieser Ziffer verstoßen könnten oder pornografische, 

faschistische oder radikale Inhalte enthalten, ist der Auftragnehmer berechtigt, die 

übermittelten Inhalte zu löschen und vom Vertrag zurückzutreten. Der Auftragnehmer 

behält sich in solchen Fällen vor den Auftrag nicht auszuführen. 

Gelangt dem Auftragnehmer dieser Verstoß zur Kenntnis, nachdem ein Teil der 

geschuldeten Leistung bereits erbracht wurde, so ist dieser berechtigt, die weitere 

Ausführung des Auftrags zu verweigern und die insoweit bereits entstandenen Kosten und 

den entgangenen Gewinn vom Auftraggeber ersetzt zu verlangen. Der Auftraggeber hat 

das Recht nachzuweisen, dass dem Auftragnehmer ein entsprechender Schaden 

überhaupt nicht entstanden ist oder wesentlich niedriger liegt. 



3. Der Auftraggeber versichert, dass er sämtliche Rechte zur Nutzung, Weitergabe und 

Veröffentlichung der hochgeladenen Daten, insbesondere im Hinblick auf Text- und 

Bildmaterial besitzt. 

4. Der Auftraggeber räumt dem Auftragnehmer und den zur Ausführung der Bestellung vom 

Auftragnehmer beauftragten Dritten die für die Herstellung erforderlichen Nutzungsrechte, 

insbesondere das Vervielfältigungsrecht, an den von ihm übermittelten Inhalten ein. 

5. Der Auftraggeber versichert, dass die von ihm hochgeladenen Dateien/Vorlagen frei von 

Rechten Dritter sind, nicht gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen und im Rahmen 

des vertraglich vorgesehenen Zwecks genutzt werden können. Der Auftraggeber garantiert 

dabei insbesondere, dass die von hochgeladenen Daten (insbesondere Bild- und 

Textdateien sowie Verweise), Inhalte und Materialien keine Urheber-, Marken- oder 

sonstige Schutzrechte Dritter, das allgemeine Persönlichkeitsrecht oder sonstige Rechte 

Dritter verletzen. 

6. Für den Fall, dass der Auftragnehmer von Dritten wegen vermeintlicher oder tatsächlicher 

Rechtsverletzungen aufgrund der für den Auftraggeber gefertigten Produkte in Anspruch 

genommen wird, stellt der Auftraggeber den Auftragnehmer von sämtlichen sich daraus 

ergebenden Ansprüchen Dritter auf erstes Anfordern frei und ersetzt alle etwaigen Kosten 

(einschließlich der Kosten der Rechtsverteidigung und Rechtsverfolgung), die dem 

Auftragnehmer infolge der Inanspruchnahme entstehen. 

 

6. Zahlungsarten im Webshop 

1. Die Zahlung im Webshop erfolgt derzeit insbesondere per Kreditkarte, Paypal oder 

Vorkasse; die jeweils verfügbaren Zahlungsarten werden dem Auftraggeber im 

Bestellprozess angezeigt. Der Auftragnehmer behält sich vor, das Angebot einzelner 

Zahlungsarten jederzeit zu ändern. 

2. Bei Zahlungen per Kreditkarte wird der vereinbarte Kaufpreis zum Zeitpunkt der Bestellung 

auf der Kreditkarte des Auftraggebers reserviert („Autorisierung“). Die tatsächliche 

Belastung des Kreditkartenkontos erfolgt zum Zeitpunkt der Auftragsbestätigung. 

3. Bei Zahlung per Vorkasse ist der Rechnungsbetrag innerhalb der im Bestellprozess 

angegebenen Frist nach Vertragsschluss auf das angegebene Konto des Auftragnehmers 

zu überweisen. Der Versand erfolgt in der Regel erst nach Zahlungseingang. 

4. Die allgemeinen Verzugsregelungen des Abschnitts „Zahlung“ (Allgemeiner Teil) gelten 

entsprechend. 

 

7. Lieferungsbedingungen, Gefahrübergang, Transportschäden (Webshop) 

1. Sofern nicht anders vereinbart, erfolgt die Lieferung der Ware vom Hersteller oder vom 

Auftragnehmer an die vom Auftraggeber angegebene Adresse innerhalb der im Webshop 

genannten Lieferländer. Die Lieferung von Speditionsware erfolgt – soweit im Einzelfall 

nichts anderes vereinbart ist – frei Bordsteinkante. 

2. Wir sind zu Teillieferungen berechtigt, soweit dem Auftraggeber dies unter Abwägung der 

beiderseitigen Interessen zumutbar ist. 

3. Werden Waren mit offensichtlichen Transportschäden angeliefert, so hat der Auftraggeber 

solche Fehler unverzüglich bei dem Zusteller zu reklamieren und den Auftragnehmer 

schnellstmöglich zu informieren. Die Versäumung einer Reklamation oder 



Kontaktaufnahme hat für die gesetzlichen Gewährleistungsrechte des Auftraggebers keine 

Konsequenzen; der Auftraggeber hilft dem Auftragnehmer jedoch, eigene Ansprüche 

gegenüber dem Frachtführer bzw. der Transportversicherung geltend machen zu können. 

 

 

8. Gewährleistungsspezifika Webshop 

1. Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, richten sich 

Gewährleistungsansprüche nach den gesetzlichen Bestimmungen des Kaufrechts (§§ 433 

ff. BGB), ergänzt durch die speziellen Regelungen der Abschnitte B („Print & Packaging“) 

und dieses Abschnitts C. 

2. Der Auftragnehmer haftet nicht für Mängel der hergestellten Produkte, wenn diese auf die 

Beschaffenheit der vom Auftraggeber überlassenen Vorlagen und Daten gemäß Ziffer C.4 

(„Upload & Editor“) und den entsprechenden Regelungen in Abschnitt B („Zulieferungen, 

Daten, Vorarbeiten“) zurückzuführen sind. 

3. Abweichungen in Druck, Schrift und Format gegenüber der Vorlage sind nicht zu 

beanstanden, soweit sie in der Natur der verwendeten Materialien und/oder 

Darstellungsprogramme liegen und sich im Rahmen der in Abschnitt B geregelten 

branchenüblichen druckspezifischen Toleranzen halten. 

4. Bei über den Webshop bestellten Standardprodukten sind fertigungsbedingte Mehr- oder 

Minderlieferungen im branchenüblichen Umfang bis zu 5 % der bestellten Menge nicht zu 

beanstanden. Berechnet wird die tatsächlich gelieferte Menge. Unberührt bleiben die in 

Abschnitt B genannten Toleranzregelungen für besondere Printaufträge (insbesondere bei 

Papiersonderanfertigungen). 

5. Für die Beschaffenheit der über den Webshop bestellten Ware sind ausschließlich die 

eigenen Angaben des Auftragnehmers und die im Webshop wiedergegebenen 

Produktbeschreibungen maßgeblich. Öffentliche Äußerungen, Anpreisungen oder 

Werbung von Herstellern oder Dritten sind nur dann Vertragsinhalt, wenn sie im Einzelfall 

ausdrücklich in die vertragliche Vereinbarung einbezogen werden. 

6. Der Auftraggeber ist verpflichtet, die gelieferte Ware unverzüglich nach Anlieferung mit der 

im kaufmännischen Verkehr gebotenen Sorgfalt auf Qualitäts- und Mengenabweichungen 

zu untersuchen und dem Auftragnehmer offensichtliche Mängel binnen 7 Tagen ab 

Empfang der Ware schriftlich anzuzeigen. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige 

Absendung der Anzeige. Verdeckte Mängel sind innerhalb von 7 Tagen nach Entdeckung 

schriftlich zu rügen. Bei Verletzung der Untersuchungs- und Rügepflicht ist die 

Geltendmachung von Gewährleistungsansprüchen ausgeschlossen. 

7. Bei Mängeln leistet der Auftragnehmer nach eigener Wahl Gewähr durch Nachbesserung 

oder Ersatzlieferung (Nacherfüllung). Im Falle der Nachbesserung muss der 

Auftragnehmer nicht die erhöhten Kosten tragen, die durch die Verbringung der Ware an 

einen anderen Ort als den Erfüllungsort entstehen, sofern die Verbringung nicht dem 

bestimmungsgemäßen Gebrauch der Ware entspricht. 

8. Schlägt die Nacherfüllung zweimal fehl oder ist sie dem Auftraggeber unzumutbar, kann 

der Auftraggeber nach seiner Wahl die Vergütung mindern oder – unter den gesetzlichen 

Voraussetzungen – vom Vertrag zurücktreten. 

9. Im Übrigen gelten für die Verjährung von Mängelansprüchen die Regelungen im 

Allgemeinen Teil (A). 



10. Mängel eines Teils der gelieferten Ware berechtigen nicht zur Beanstandung der gesamten 

Lieferung, es sei denn, der mangelfreie Teil der Lieferung ist für den Auftraggeber ohne 

Interesse. Ergänzend gilt die entsprechende Regelung in Abschnitt B. 

 

D. Vertrag zur Auftragsverarbeitung gemäß Art. 28 DSGVO inkl. 

TOM 

1. Allgemeines 

1.1. Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene Daten im Auftrag des 

Auftraggebers. Dieser Vertrag enthält nach dem Willen der Parteien und insbesondere 

des Auftraggebers den schriftlichen Auftrag zur Auftragsverarbeitung i. S. d. Artikel 28 EU-

Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und regelt die Rechte und Pflichten der Parteien 

im Zusammenhang mit der Datenverarbeitung. 

1.2. Sofern in diesem Vertrag der Begriff „Datenverarbeitung“ oder „Verarbeitung“ (von 

Daten) benutzt wird, wird die Definition der „Verarbeitung“ i. S. d. Art. 4 Nr. 2 DSGVO 

zugrunde gelegt. 

 

2. Gegenstand der Vereinbarung 

2.1. Der Auftrag des Auftraggebers an den Auftragnehmer umfasst folgende Arbeiten 

und/oder Leistungen:  

Der Auftraggeber setzt den Auftragnehmer als Druck-Dienstleister ein. Im Rahmen dessen 

erhält der Auftragnehmer personenbezogene Daten des Auftraggebers.  

Folgende Verarbeitungen im Auftrag werden vom Auftragnehmer für den Auftraggeber 

durchgeführt: 

- Hosting: Der Auftragnehmer speichert die personenbezogenen Daten des Auftraggebers 

auf seinen Systemen, um diese für den Auftraggeber vorzuhalten und abrufbar zu 

machen. 

- Erstellung von Druckerzeugnissen: Der Auftragnehmer greift auf die Daten des 

Auftraggebers zu und sieht diese ein, um diese im Rahmen der Erstellung von 

Printprodukten zu verarbeiten (z.B. Mailing).  

2.2. Folgende Datenarten sind regelmäßig Gegenstand der Verarbeitung: 

o Vorname, Nachname, Adressangaben, sonstige Angaben, die der Auftraggeber 

liefert  

o Inhalte in abgedruckten Codes (z.B. QR/Barcodes) je nach Auftrag 

 

2.3. Kreis der von der Datenverarbeitung betroffenen Personen: 

    Soweit diese in den gelieferten Datensätzen enthalten sind:  

o Geschäftspartner (Kunden, Lieferanten) 

o Mitarbeiter des Auftraggebers 



 

3. Rechte und Pflichten des Auftraggebers 

3.1. Der Auftraggeber ist Verantwortlicher i. S. d. Art. 4 Nr. 7 DSGVO für die Verarbeitung 

von Daten im Auftrag durch den Auftragnehmer. Die Beurteilung der Zulässigkeit der 

Datenverarbeitung obliegt allein dem Auftraggeber. Dem Auftragnehmer steht nach Ziff. 4 

Abs. 6 das Recht zu, den Auftraggeber auf seiner Meinung nach rechtlich unzulässigen 

Datenverarbeitungen hinzuweisen. 

3.2. Der Auftraggeber ist als Verantwortlicher für die Wahrung der Betroffenenrechte im 

Sinne des Kapitel III DSGVO verantwortlich. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber 

unverzüglich darüber informieren, wenn betroffene Personen ihre Betroffenenrechte 

gegenüber dem Auftragnehmer geltend machen. 

3.3. Der Auftraggeber hat sich vor Beginn der Datenverarbeitung und sodann regelmäßig 

von der Einhaltung der beim Auftragnehmer getroffenen technischen und 

organisatorischen Maßnahmen zur Datensicherheit zu überzeugen. Der Auftraggeber 

wird das Ergebnis dokumentieren. 

3.4. Der Auftraggeber hat das Recht, jederzeit ergänzende Weisungen über Art, Umfang 

und Verfahren der Datenverarbeitung gegenüber dem Auftragnehmer zu erteilen. 

Weisungen können  

• schriftlich 

• per E-Mail  

• per Telefon 

erfolgen. Der Auftraggeber soll mündliche Weisungen, unverzüglich in Textform (z. B. per 

E-Mail) gegenüber dem Auftragnehmer bestätigen. Die ergänzenden Weisungen sind von 

Auftragnehmer und Auftraggeber zu dokumentieren. 

3.5. Der Auftraggeber wird dem Auftragnehmer weisungsberechtigte Personen benennen. 

Für den Fall, dass sich die weisungsberechtigten Personen beim Auftraggeber ändern, 

wird der Auftraggeber dies dem Auftragnehmer schriftlich oder in Textform mitteilen.  

3.6. Der Auftraggeber informiert den Auftragnehmer unverzüglich, wenn er Fehler oder 

Unregelmäßigkeiten im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten 

durch den Auftragnehmer feststellt. 

3.7. Für den Fall, dass eine Informationspflicht nach Art. 33, 34 DSGVO besteht, ist der 

Auftraggeber für deren Einhaltung verantwortlich. 

 

4. Rechte und Pflichten des Auftragnehmers 

4.1. Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene Daten im Auftrag des Auftraggebers 

ausschließlich dokumentiert im Rahmen der getroffenen Vereinbarungen und/oder unter 

Einhaltung der ggf. vom Auftraggeber erteilten ergänzenden Weisungen. Zweck, Art und 

Umfang der Datenverarbeitung richten sich ausschließlich nach diesem Vertrag und/oder 

den Weisungen des Auftraggebers. Eine hiervon abweichende Verarbeitung von 



personenbezogenen Daten ist dem Auftragnehmer untersagt, es sei denn, dass der 

Auftraggeber dieser schriftlich zugestimmt hat.  

4.2. Beim Auftragnehmer ist eine Datenschutzbeauftragte nach Art. 37 DSGVO benannt: 

Nicole Frister, Datenschutzberatung Frister, Raiffeisenstraße 3, 87488 Betzigau 

Ein Wechsel des Datenschutzbeauftragten ist dem Auftraggeber unverzüglich 

mitzuteilen.  

4.3. Der Auftragnehmer sichert im Bereich der auftragsgemäßen Verarbeitung von 

personenbezogenen Daten die vertragsmäßige Abwicklung aller vereinbarten 

Maßnahmen zu. 

4.4. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, sein Unternehmen und seine Betriebsabläufe so zu 

gestalten, dass die Daten, die er im Auftrag des Auftraggebers verarbeitet, im jeweils 

erforderlichen Maß gesichert und vor der unbefugten Kenntnisnahme Dritter geschützt 

sind.  

4.5. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber unverzüglich darüber informieren, wenn eine 

vom Auftraggeber erteilte Weisung nach seiner Auffassung gegen die DSGVO oder 

andere Datenschutzbestimmungen der EU oder der Mitgliedstaaten verstößt. Der 

Auftragnehmer ist berechtigt, die Durchführung der betreffenden Weisung so lange 

auszusetzen, bis diese durch den Auftraggeber bestätigt oder geändert wird. 

Der Auftragnehmer ist zur Mitteilung verpflichtet, wenn er einer Verpflichtung zur 

Verarbeitung der personenbezogenen Daten im Auftrag entgegen den Weisungen des 

Auftraggebers unterliegt. 

4.6. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber jeden Verstoß gegen 

datenschutzrechtliche Vorschriften oder gegen die getroffenen vertraglichen 

Vereinbarungen und/oder die erteilten Weisungen des Auftraggebers, der im Zuge der 

Verarbeitung von Daten durch ihn oder andere mit der Verarbeitung beschäftigten 

Personen erfolgt ist, unverzüglich mitzuteilen. Ferner wird der Auftragnehmer den 

Auftraggeber unverzüglich darüber informieren, wenn eine Aufsichtsbehörde nach Art. 58 

DSGVO gegenüber dem Auftragnehmer tätig wird und dies auch eine Kontrolle der 

Verarbeitung, die der Auftragnehmer im Auftrag des Auftraggebers erbringt, betreffen 

kann. 

 

4.7. Für den Fall, dass der Auftragnehmer feststellt oder Tatsachen die Annahme 

begründen, dass von ihm für den Auftraggeber verarbeitete personenbezogene Daten 

unrechtmäßig übermittelt oder auf sonstige Weise Dritten unrechtmäßig zur Kenntnis 

gelangt sind (Verletzung des Schutzes der im Auftrag verarbeiteten personenbezogener 

Daten), hat der Auftragnehmer den Auftraggeber unverzüglich und vollständig darüber zu 

informieren. Die Information an den Auftraggeber hat die in Art. 33 Abs. 3 DSGVO 

genannten Inhalte zu enthalten, mindestens jedoch: 

• Zeitpunkt, Art und Umfang des Vorfalls/der Vorfälle  

• Darlegung der Art der unrechtmäßigen Kenntniserlangung  

• Darlegung möglicher nachteiliger Folgen der unrechtmäßigen Kenntniserlangung 



• welche Maßnahmen durch den Auftragnehmer getroffen wurden, um die 

unrechtmäßige Übermittlung bzw. unbefugte Kenntnisnahme durch Dritte künftig zu 

verhindern.  

Dem Auftragnehmer ist bekannt, dass für den Auftraggeber eine Meldepflicht nach Art. 33 

DSGVO bestehen kann, die eine Meldung an die Aufsichtsbehörde binnen 72 Stunden 

nach Bekanntwerden vorsieht. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber bei 

entsprechenden Meldepflichten unterstützen. 

4.8. Dem Auftragnehmer ist bekannt, dass für den Auftraggeber eine 

Benachrichtigungspflicht nach Art. 34 DSGVO bestehen kann. Der Auftragnehmer wird 

den Auftraggeber dabei entsprechend unterstützen. 

4.9. An der Erstellung des Verzeichnisses der Verarbeitungstätigkeiten durch den 

Auftraggeber hat der Auftragnehmer mitzuwirken. Er hat dem Auftraggeber die jeweils 

erforderlichen Angaben in geeigneter Weise mitzuteilen. 

4.10. Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber die Person(en) benennen, die zum 

Empfang von Weisungen des Auftraggebers berechtigt sind. Für den Fall, dass sich die 

weisungsempfangsberechtigten Personen beim Auftragnehmer ändern, wird der 

Auftragnehmer dies dem Auftraggeber schriftlich oder in Textform mitteilen.  

4.11. Der Auftragnehmer ist verpflichtet den Auftraggeber unter Berücksichtigung der Art der 

Verarbeitung und der ihm zur Verfügung stehenden Informationen bei der Einhaltung der 

in den Artikeln 32 bis 36 genannten Pflichten zu unterstützen. 

4.12. Der Auftragnehmer ist verpflichtet dem Auftraggeber alle erforderlichen Informationen 

zum Nachweis der Einhaltung der Pflichten nach Art. 28 DSGVO zur Verfügung zu stellen. 

 

5. Kontrollbefugnisse 

5.1. Der Auftraggeber hat das Recht, die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften zum 

Datenschutz und/oder die Einhaltung der zwischen den Parteien getroffenen vertraglichen 

Regelungen und/oder die Einhaltung der Weisungen des Auftraggebers durch den 

Auftragnehmer jederzeit im erforderlichen Umfang zu kontrollieren.  

5.2. Der Auftragnehmer ist dem Auftraggeber gegenüber zur Auskunftserteilung verpflichtet, 

soweit dies zur Durchführung der Kontrolle i. S. d. Absatzes 1 erforderlich ist. 

5.3. Der Auftraggeber kann in der Regel nach vorheriger Anmeldung mit angemessener 

Frist die Kontrolle im Sinne des Absatzes 1 in den Betriebsstätten des Auftragnehmers 

vornehmen, soweit nicht eine Kontrolle ohne vorherige Anmeldung erforderlich ist, weil 

anderenfalls der Kontrollzweck gefährdet wäre. Der Auftraggeber wird dabei Sorge dafür 

tragen, dass die Kontrollen nur im erforderlichen Umfang durchgeführt werden, um die 

Betriebsabläufe des Auftragnehmers durch die Kontrollen nicht unverhältnismäßig zu 

stören. Der Auftragnehmer ist verpflichtet die Kontrolle zu ermöglichen und aktiv dazu 

beizutragen. Er hat das Betreten seiner Räumlichkeiten durch den Auftraggeber im 

Rahmen der Kontrolle zu dulden. 

5.4. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, im Falle von Maßnahmen der Aufsichtsbehörde 

gegenüber dem Auftraggeber i. S. d. Art. 58 DSGVO, insbesondere im Hinblick auf 

Auskunfts- und Kontrollpflichten, die erforderlichen Auskünfte an den Auftraggeber zu 



erteilen und der jeweils zuständigen Aufsichtsbehörde eine Vor-Ort-Kontrolle zu 

ermöglichen. Der Auftraggeber ist über entsprechende geplante Maßnahmen vom 

Auftragnehmer zu informieren. 

 

 

6. Unterauftragsverhältnisse 

6.1. Die Beauftragung von Subunternehmern durch den Auftragnehmer ist gestattet. Der 

Auftragnehmer hat den Auftraggeber immer über jede beabsichtigte Änderung in Bezug 

auf die Hinzuziehung oder die Ersetzung anderer Auftragsverarbeiter zu informieren, 

wobei die Subunternehmer konkret und vollständig mitzuteilen sind. Der Auftraggeber hat 

das Recht innerhalb einer Frist von 14 Tagen ab der Information durch den Auftragnehmer 

Einspruch aus sachlichem Grund gegen die beabsichtigte Beauftragung zu erheben. Der 

Auftragnehmer wird alle bereits zum Vertragsschluss bestehenden 

Unterauftragsverhältnisse in der „Anlage 1“ zu diesem Vertrag angeben. 

6.2. Der Auftragnehmer hat den Subunternehmer sorgfältig auszuwählen und vor der 

Beauftragung zu prüfen, dass dieser die zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer 

getroffenen Vereinbarungen einhalten kann. Der Auftragnehmer hat insbesondere vorab 

und regelmäßig während der Vertragsdauer zu kontrollieren, dass der Subunternehmer 

die nach Art. 32 DSGVO erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen 

zum Schutz personenbezogener Daten ergriffen hat. Das Ergebnis der Kontrolle ist vom 

Auftragnehmer zu dokumentieren und auf Anfrage dem Auftraggeber zu übermitteln. Der 

Auftragnehmer ist verpflichtet, sich vom Subunternehmer bestätigen zu lassen, dass 

dieser einen betrieblichen Datenschutzbeauftragten i. S. d. Art. 37 DSGVO bestellt hat, 

es sei denn dieser weist nach, dass er nicht bestellpflichtig ist. 

6.3. Der Auftragnehmer hat mit dem Subunternehmer einen Auftragsverarbeitungsvertrag 

zu schließen, der den Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 4 DSGVO entspricht. Der 

Auftragnehmer hat dabei sicherzustellen, dass die in diesem Vertrag vereinbarten 

Regelungen und ggf. ergänzenden Weisungen des Auftraggebers auch gegenüber den 

Subunternehmern gelten und das in diesem Vertrag vereinbarte Schutzniveau dabei nicht 

unterschritten wird. Der Auftragnehmer hat die Einhaltung dieser Pflichten regelmäßig zu 

kontrollieren und zu dokumentieren. Dem Auftraggeber ist der 

Auftragsverarbeitungsvertrag auf Anfrage in Kopie zu übermitteln. 

Der Auftragnehmer ist insbesondere verpflichtet, durch vertragliche Regelungen 

sicherzustellen, dass die Kontrollbefugnisse (Ziff. 5 dieses Vertrages) des Auftraggebers 

und von Aufsichtsbehörden auch gegenüber dem Unterauftragnehmer gelten und 

entsprechende Kontrollrechte von Auftraggeber und Aufsichtsbehörden vereinbart 

werden. Es ist zudem vertraglich zu regeln, dass der Unterauftragnehmer diese 

Kontrollmaßnahmen und etwaige Vor-Ort-Kontrollen zu dulden hat. 

6.4. Sofern eine Einbeziehung von Subunternehmern in einem Drittland erfolgen soll, hat 

der Auftragnehmer sicherzustellen, dass bei dem jeweiligen Subunternehmer ein 

angemessenes Datenschutzniveau gemäß den Artikeln 44 ff. DSGVO gewährleistet ist.  

Dies kann insbesondere in Ländern außerhalb des EWR-Raumes und ohne 

Vorhandensein eines Angemessenheitsbeschlusses der EU-Kommission, durch den 



Abschluss einer Vereinbarung auf Basis der EU-Standardvertragsklauseln, vorhanden 

Binding Corporate Rules oder eines Code of Conduct erfolgen.  

Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber auf Verlangen den Abschluss der 

vorgenannten Vereinbarungen mit seinen Subunternehmern nachweisen.  

 

 

7. Vertraulichkeitsverpflichtung 

7.1 Der Auftragnehmer ist bei der Verarbeitung von Daten für den Auftraggeber zur Wahrung 

der Vertraulichkeit über Daten, die er im Zusammenhang mit dem Auftrag erhält bzw. zur 

Kenntnis erlangt, verpflichtet. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die gleichen 

Geheimnisschutzregeln zu beachten, wie sie dem Auftraggeber obliegen. Der 

Auftraggeber ist verpflichtet, dem Auftragnehmer etwaige besondere 

Geheimnisschutzregeln mitzuteilen. 

7.2 Der Auftragnehmer sichert zu, dass ihm die jeweils geltenden datenschutzrechtlichen 

Vorschriften bekannt sind und er mit der Anwendung dieser vertraut ist. Der Auftragnehmer 

gewährleistet, dass die sich zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten befugten 

Personen zur Vertraulichkeit verpflichtet haben oder einer angemessenen gesetzlichen 

Verschwiegenheit unterliegen und dass diese Personen mit den für sie maßgeblichen 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen vertraut sind. Die Verpflichtung der Personen ist 

dem Auftraggeber auf Anfrage nachzuweisen. Sofern der Auftragnehmer im 

Zusammenhang mit Leistungen für den Auftraggeber an der Erbringung geschäftsmäßiger 

Telekommunikationsdienste mitwirkt, ist er verpflichtet, die hieran beteiligten Beschäftigten 

schriftlich auf das Fernmeldegeheimnis i. S. d. § 3 TTDSG zu verpflichten. 

 

8. Wahrung von Betroffenenrechten 

8.1 Der Auftraggeber ist für die Wahrung der Betroffenenrechte des Kapitels III der DSGVO 

allein verantwortlich. 

8.2 Angesichts der Art der Verarbeitung wird der Auftragnehmer den Auftraggeber nach 

Möglichkeit mit geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen dabei 

unterstützen, dass der Auftraggeber seiner Pflicht zur Beantwortung von Anträgen auf 

Wahrnehmung der in Kapitel III genannten Rechte der betroffenen Person nachkommen 

kann.  

8.3 Regelungen über eine etwaige Vergütung von Mehraufwänden, die durch 

Mitwirkungsleistungen im Zusammenhang mit Geltendmachung von Betroffenenrechten 

gegenüber dem Auftraggeber beim Auftragnehmer entstehen, bleiben unberührt. 

 

9. Geheimhaltungspflichten 

9.1 Beide Parteien verpflichten sich, alle Informationen, die sie im Zusammenhang mit der 

Durchführung dieses Vertrages erhalten, zeitlich unbegrenzt vertraulich zu behandeln und 

nur zur Durchführung des Vertrages zu verwenden. Keine Partei ist berechtigt, diese 



Informationen ganz oder teilweise zu anderen als den soeben genannten Zwecken zu 

nutzen oder diese Information Dritten zugänglich zu machen. 

9.2 Die vorstehende Verpflichtung gilt nicht für Informationen, die eine der Parteien 

nachweisbar von Dritten erhalten hat, ohne zur Geheimhaltung verpflichtet zu sein, oder 

die öffentlich bekannt sind. 

 

10. Technische und organisatorische Maßnahmen zur Datensicherheit 

10.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet im Rahmen der Verarbeitung im Auftrag alle gemäß 

Art. 32 DSGVO erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. Dies gilt auch für den Fall, dass 

der Auftragnehmer die Durchführung der Verarbeitungen im Auftrag im Rahmen von 

Remote Work oder Telearbeit gestattet. 

10.2 Der zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses bestehende Stand der technischen und 

organisatorischen Maßnahmen ist als „Anlage 2“ zu diesem Vertrag beigefügt. 

10.3 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die von ihm getroffenen technischen und 

organisatorischen Maßnahmen regelmäßig und auch anlassbezogen auf ihre Wirksamkeit 

und auf ihre Erforderlichkeit gemäß Art. 32 DSGVO hinzukontrollieren und anzupassen. 

Zu einer Anpassung der in Anlage 2 aufgeführten technischen und organisatorischen 

Maßnahmen ist der Auftragnehmer insbesondere dann verpflichtet, wenn dies zur 

Einhaltung der in Ziff. 10.1 geregelten Pflichten erforderlich ist. Der Auftragnehmer ist 

verpflichtet dem Auftraggeber die angepasste und aktualisierte Fassung der technischen 

und organisatorischen Maßnahmen zeitnah mitzuteilen und ihm diese zur Verfügung zu 

stellen.  

10.4 Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber die von ihm nach Art. 32 DSGVO 

getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Gewährleistung des nach 

Art. 32 DSGVO und des in diesem Vertrag geregelten Schutzniveaus in dokumentierter 

Form und in geeigneter Weise zur Verfügung stellen.  

 

11. Dauer des Auftrages 

11.1 Der Vertrag ist für die Dauer der Laufzeit des zwischen den Parteien geschlossenen 

Hauptvertrages gültig. Sollte über den Kündigungszeitraum noch eine Verarbeitung im 

Auftrag durch den Auftragnehmer erfolgen, so gilt dieser Teil D der AGB fort, bis die 

Verarbeitung im Auftrag beendet wird. 

11.2 Der Auftraggeber kann den Vertrag jederzeit ohne Einhaltung einer Frist kündigen, 

wenn ein schwerwiegender Verstoß des Auftragnehmers gegen die anzuwendenden 

Datenschutzvorschriften oder gegen Pflichten aus diesem Vertrag vorliegt, der 

Auftragnehmer eine Weisung des Auftraggebers nicht ausführen kann oder will oder der 

Auftragnehmer den Zutritt des Auftraggebers oder der zuständigen Aufsichtsbehörde 

vertragswidrig verweigert. 

 

 

 



12. Beendigung 

12.1 Nach Beendigung der Erbringung der Verarbeitungsleistungen hat der Auftragnehmer 

alle in seinen Besitz gelangten Unterlagen, Daten und erstellten Verarbeitungs- oder 

Nutzungsergebnisse, die im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis stehen und 

personenbezogene Daten enthalten, nach Wahl des Auftraggebers zu löschen oder 

diesem auszuhändigen. Der Auftragnehmer stellt dabei sicher, dass es durch das Löschen 

unmöglich gemacht wird, dass die in den zu löschenden Daten enthaltenen 

personenbezogenen Informationen (weiterhin) mit verhältnismäßigem Aufwand zur 

Kenntnis genommen oder sonst wie in irgendeiner sinnvollen Art und Weise verarbeitet 

werden können.  

Diese Verpflichtung gilt auch für etwaige Kopien. Die Datenträger des Auftragnehmers sind 

danach zu löschen. Dies betrifft auch etwaige Datensicherungen beim Auftragnehmer. Die 

Löschung ist in geeigneter Weise zu dokumentieren. Test- und Ausschussmaterial ist 

unverzüglich zu vernichten oder physisch zu löschen. 

12.2 Der Auftraggeber hat das Recht, die vollständige und vertragsgemäße Rückgabe und 

Löschung der Daten beim Auftragnehmer zu kontrollieren.  

 

13. Zurückbehaltungsrecht 

Die Parteien sind sich darüber einig, dass die Einrede des Zurückbehaltungsrechts durch den 

Auftragnehmer i. S. d. § 273 BGB hinsichtlich der verarbeiteten Daten und der zugehörigen 

Datenträger ausgeschlossen wird. 

 

14. Schlussbestimmungen 

14.1 Sollte das Eigentum des Auftraggebers beim Auftragnehmer durch Maßnahmen Dritter 

(etwa durch Pfändung oder Beschlagnahme), durch ein Insolvenzverfahren oder durch 

sonstige Ereignisse gefährdet werden, so hat der Auftragnehmer den Auftraggeber 

unverzüglich zu informieren. Der Auftragnehmer wird die Gläubiger über die Tatsache, 

dass es sich um Daten handelt, die im Auftrag verarbeitet werden, unverzüglich 

informieren. 

14.2 Für Nebenabreden ist die Schriftform erforderlich. 

14.3 Sollten einzelne Teile dieses Vertrages unwirksam sein, so berührt dies die Wirksamkeit 

der übrigen Regelungen des Vertrages nicht. 

 

 

 

 

 

 

 



Anlage 1 zum AVV: Unterauftragsverarbeiter 

Der Auftragsverarbeiter setzt im Rahmen der Erbringung der Verarbeitungen im Auftrag 

folgende Unterauftragsverarbeiter ein: 

Dienstleister Art der Verarbeitung Drittlandsübermittlung 

skala druckagentur 

mailservice GmbH & Co. KG 

Hauptstraße 16 

86698 Oberndorf 

Erstellung von Labels keine 

 

Anlage 2 zum AVV: Technisch Organisatorische Maßnahmen: 

 

 

Beschreibung 

Technische und organisatorische Maßnahmen 

(TOM) 

 

Hinweis 

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit wird in diesem Dokument auf eine geschlechterspezifische Differenzierung 
verzichtet. Entsprechende Begriffe gelten im Sinne der Gleichbehandlung für alle Geschlechter. 
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Einleitung 
Datensicherheit ist ein wichtiger integrierter Part im Datenschutz. Über Datensicherheit werden 
die technischen und organisatorischen Maßnahmen geregelt, die erforderlich sind, um den 
Schutz von personenbezogenen Daten bei automatisierter Verarbeitung, also in Systemen oder 
Programmen, zu gewährleisten.  

Im Fall des Einbezugs von Auftragsverarbeitern müssen diese ebenfalls auf die Einhaltung von 
Datensicherheit geprüft werden (Art. 28 DSGVO).  

Die Europäische Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) enthält in Art. 32 Abs. 1 DSGVO 
Vorgaben darüber, dass personenbezogene Daten über adäquate technische und 
organisatorische Maßnahmen sicher verarbeitet werden müssen. Die Umsetzung der Schutzziele 
(= Maßnahmen) bleibt dabei dem Verantwortlichen, „unter Berücksichtigung des Stands der 
Technik, der Implementierungskosten und der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke 
der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere des 
Risikos für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen“ (Art. 32 DSGVO) selbst überlassen.  

Bei der Beurteilung des angemessenen Schutzniveaus sind insbesondere die Risiken zu 
berücksichtigen, die mit der Verarbeitung – insbesondere durch Vernichtung, Verlust oder 
Veränderung, ob unbeabsichtigt oder unrechtmäßig, oder unbefugte Offenlegung von 
beziehungsweise unbefugtem Zugang zu personenbezogenen Daten, die übermittelt, gespeichert 
oder auf andere Weise verarbeitet wurden – verbunden sind. 

Für eine automatisierte Verarbeitung (also vor allem per Hard- und Software) nennt die DSGVO 
verschiedene Kontrollbereiche, die jeweils verschiedene Unterpunkte beinhalten: 

(1) Pseudonymisierung und Verschlüsselung wo immer möglich 

(2) Vertraulichkeit 

(3) Integrität 
(4) Verfügbarkeit und Belastbarkeit 

(5) Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung und Evaluierung 

 

Für nicht-automatisierte Verarbeitungen von personenbezogenen Daten sind die oben genannten 
Kontrollbereiche nach dem Gesetzeswortlaut nicht direkt anwendbar. Es wird jedoch empfohlen, 
für einen bestmöglichen Schutz auch in diesen Fällen die Datensicherheit in Anlehnung an die 
Kontrollbereiche zu organisieren. 

Organisatorisches 
Die Elanders Kaisheim GmbH gewährleistet die schriftliche Dokumentation des aktuellen 
Datenschutzniveaus und gibt den Mitarbeitern schriftliche Vorgaben in Form von 
Arbeitsanweisungen, Richtlinien und Merkblätter für die Einhaltung. Die bei der 
Datenverarbeitung eingesetzten Mitarbeiter sind auf die Wahrung der Vertraulichkeit gemäß Art. 
28 Abs. 3 S. 2 lit. b), 29, 32 Abs. 4 DSGVO verpflichtet. 

Einige diesen Bereich betreffende Sicherungsmaßnahmen der folgenden Prüfliste sind nicht 
gesondert ausgewiesen, da sie entweder in die Verantwortung von Auftragsverarbeitern fallen und 
daher gesondert geregelt und geprüft werden oder da aus Gründen der Vertraulichkeit nicht alle 
Details veröffentlicht werden sollen.  



Sicherungsmaßnahmen 
Die folgenden Punkte beschreiben die technischen und organisatorischen Maßnahmen, die von 
der Elanders Kaisheim GmbH betrieben werden.  

 

Pseudonymisierung und Verschlüsselung (Art. 32 Abs. 1 lit. a) DSGVO) 
Wo immer möglich, werden personenbezogene Daten ausschließlich pseudonymisiert (also ohne 
direkte Erkennbarkeit einer betroffenen Person) verarbeitet. Zudem sollten Daten, wo immer 
möglich, ausschließlich verschlüsselt versendet oder gespeichert werden. Dabei gilt das Prinzip 
der Verhältnismäßigkeit.  

 

Vertraulichkeit (Art. 32 Abs. 1 lit. b) DSGVO) 
 

Zutrittskontrolle 
Die Zutrittskontrolle umfasst Maßnahmen, die geeignet sind, Unbefugten den Zutritt zu 
Datenverarbeitungsanlagen, mit denen personenbezogene Daten verarbeitet oder genutzt 
werden, zu verwehren: 

Maßnahmen 

Am Standort gibt es maschinelle Zutrittskontrollsysteme zur Überwachung des Betretens des 

Gebäudes. 

Es handelt sich um offen zugängliches Grundstück 

Die Verteilerräume oder -bereiche der Gebäudetechnik sind gegen unbefugten Zutritt gesichert. 

Es gibt Sicherungsmaßnahmen (Gegensprechanlage) gegen Überfälle. 

Es existieren angemessene, nicht maschinelle Zutrittskontrollen zu dem Gebäude. 

Es besteht eine Kennzeichnungspflicht für fremde Personen durch sichtbar zu tragende Ausweise. 

Für fremde Personen besteht eine Kennzeichnungspflicht durch sichtbar zu tragende Ausweise. 

Die Unternehmensserver werden in einem abgeschlossenen und zutrittsgesicherten Raum betrieben. 

Die Netzwerkkomponenten befinden sich in dafür vorgesehenen zutrittskontrollierten Räumen. 

 

 
 

 



Zugangskontrolle 
Maßnahmen, die geeignet sind, zu verhindern, dass Datenverarbeitungssysteme von Unbefugten 
genutzt werden können: 

Maßnahmen 

Für alle Informationssysteme und Dienste gibt es eine formale Benutzer-Registrierung und 
Deregistrierung zur Vergabe und Rücknahme von Zugangsberechtigungen. 

Es ist sichergestellt, dass Benutzer nur Zugang zu den Netzdiensten bekommen, zu deren Nutzung sie 

ausdrücklich befugt sind. 

Es ist sichergestellt, dass nur berechtigte Personen logischen Zugang zu den Netzwerkkomponenten 

haben. 

Es gibt ein formales Freigabeverfahren, welche Systeme und Applikationen mit personenbezogenen 
Daten zu durchlaufen haben, bevor diese Netzwerkzugang bekommen dürfen. 

Das WLAN ist vor unbefugtem Zugang gesichert. 

Softwareänderungen bei Wartungseinsätzen werden kontrolliert. 

Bei der Fernwartung wird die Verbindung von einer Person aufgebaut, welche Mitglied der eigenen 

Organisation ist. 

Der Verbindungsaufbau geschieht von innerhalb des Netzwerks aus. (VPN Verbindungen) 

 

Zugriffskontrolle 
Maßnahmen, die gewährleisten, dass die zur Benutzung eines Datenverarbeitungssystems 
Berechtigten ausschließlich auf die ihrer Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten zugreifen 
können und dass personenbezogene Daten bei der Verarbeitung, Nutzung und nach der 
Speicherung nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden können. 

Maßnahmen 

Die Benutzer stellen sicher, dass ihre DV-Ausstattung, falls unbeaufsichtigt, ausreichend geschützt ist. 

Es wird der Grundsatz des aufgeräumten Schreibtischs und des leeren Bildschirms gelebt (Clean Desk 
Policy). 

Für die Gewährleistung der Datensicherheit und der Zugriffssicherung wird eine spezielle 

Sicherheitssoftware eingesetzt. 

Die Entsorgung oder Weiterverwendung von Geräten, die mit Speichermedien ausgerüstet sind, ist 

geregelt. 

Trennungsgebot 
Maßnahmen, die gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene Daten getrennt 
verarbeitet werden können. 

Maßnahmen 

Personenbezogene Daten auf den Systemen werden logisch voneinander getrennt (unterschiedliche 

Datensätze in einer einheitlichen Datenbank werden je nach Zweck markiert (softwareseitige 
Unterscheidbarkeit)). 

Die im Unternehmen eingesetzten Systeme sind mandantenfähig. 



 

 

Integrität (Art. 32 Abs. 1 lit. b) DSGVO) 
 

Weitergabekontrolle 
Maßnahmen, die gewährleisten, dass personenbezogene Daten bei der elektronischen 
Übertragung oder während ihres Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträger nicht 
unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden können, und dass überprüft und 
festgestellt werden kann, an welche Stellen eine Übermittlung personenbezogener Daten durch 
Einrichtungen zur Datenübertragung vorgesehen ist. 

Maßnahmen 

Alle Personen, die mit der Verarbeitung/Nutzung personenbezogener Daten beschäftigt sind, sind zur 

Einhaltung der Vertraulichkeit verpflichtet. 

Allen neuen Mitarbeitern werden bei der Verpflichtung zur Vertraulichkeit Informationen zum 
Datenschutz ausgehändigt. 

Die Mitarbeiter, die personenbezogene Daten verarbeiten/nutzen, werden durch 

Datenschutzschulungen auf datenschutzgerechtes Verhalten am Arbeitsplatz geschult worden. 

Es gibt einen Prozess für ausscheidende, insbesondere gekündigte Mitarbeiter. 

Es ist sichergestellt, dass Daten nur an die vom Auftraggeber festgelegten oder der Zweckbestimmung 
nach richtigen Adressaten übermittelt werden. 

Es wird eine Übersicht über diejenigen Stellen geführt, an die Datenübermittlungen 

programmgesteuert stattfinden können. 

Es erfolgt eine revisionssichere Protokollierung der programmgesteuerten Übermittlungen durch 
Aufzeichnung des aufrufenden Verfahrens, Empfänger, Daten, Datum, Uhrzeit. 

Die Übermittlung von weitergegebenen Daten erfolgt verschlüsselt. 

 

 

Eingabekontrolle 
Maßnahmen, die gewährleisten, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden kann, ob 
und von wem personenbezogene Daten in Datenverarbeitungssysteme eingegeben, verändert 
oder entfernt worden sind. 

Maßnahmen 

Systemnutzungen werden protokolliert. 

Es ist dokumentiert, welche benutzer- oder verfahrensbezogene Auswertemöglichkeiten im 
Unternehmen eingesetzt werden. 

Es ist bekannt (und dokumentiert), welche Hilfsmittel (Audit-Programme) zur maschinellen Auswertung 

von Log-Dateien eingesetzt werden und welche Filterkriterien angewandt werden. 

Diese protokollierten Daten unterliegen einer strengen Zweckbestimmung. 

Die protokollierten Daten sind gegen unbefugte Einsicht oder Manipulation geschützt. 

 



 

Verfügbarkeit und Belastbarkeit (Art. 32 Abs. 1 lit. b) und c) DSGVO) 
Maßnahmen, die gewährleisten, dass personenbezogene Daten gegen zufällige Zerstörung oder 
Verlust geschützt sind und bei einem physischen oder technischen Zwischenfall rasch 
wiederhergestellt werden können.  

Maßnahmen 

Es wurde eine Risiko- und Schwachstellenanalyse durchgeführt. 

Die Risikofaktoren gegen die Aufrechterhaltung des DV-Betriebes wurden untersucht. 

Die Systeme sind gegen Ausfall abgesichert. 

In regelmäßigen Abständen wird überprüft, ob die Versorgung mit Fernmelde- und Datenleitungen, 

Strom, Wärme und Wasser noch ausreichend ist. 

Die Versorgungsleitungen verlaufen unterirdisch. 

Es werden ausreichend dimensionierte USVs eingesetzt. 

Es findet eine ständige Überwachung der Ausgangsspannungen statt. 

Die USV-Anlage verfügt über Überspannungsschutzeinrichtungen. 

Die eingesetzten Klimatechnik wird überwacht. 

Es gibt Blitzschutzeinrichtungen. 

Im Serverbereich befinden sich keine brennbaren Gegenstände. 

Ein Frühwarnsystem mit automatischen Brandmeldern ist installiert. 

Das Brandmeldesystem wird regelmäßig gewartet. 

Es sind ausreichend geeignete Feuerlöscher sowie das richtige Löschmittel im Einsatz und dabei wird 

auf Einheitlichkeit geachtet. 

Es findet eine regelmäßige Wartung und Überprüfung der Rauchmelder und Handfeuerlöscher statt. 

Es werden regelmäßige Backups durchgeführt. 

Die Anforderungen an das Backup sind in einem Backup-Konzept dokumentiert. 

Die Backups sind vor Diebstahl und Zerstörung geschützt. 

Es wurden Prozesse für die Sicherung erstellt und diese in Handlungsanweisungen dokumentiert. 

Die Einhaltung der Lufttemperatur und -feuchtigkeit wird überwacht. 



Es werden Alarmierungs- und Brandschutzübungen durchgeführt. 

Es wird Antivirensoftware eingesetzt. 

Es wird ein IDS (intrusion detection system) bzw. IPS (intrusion prevention system) eingesetzt. 

 

 

Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung und Evaluierung 
(Art. 25 Abs. 1 DSGVO; Art. 32 Abs. 1 lit. d) DSGVO) 

 

Organisatorische Sicherheitskriterien 
Organisatorische Sicherheit beschreibt alle organisatorischen Maßnahmen 
(Handlungsanweisungen, Vorgehensweisen, etc.) zur Gewährleistung und Verbesserung der 
Sicherheit. 

Maßnahmen 

Ein Datenschutz-Managementsystem (DSMS) ist eingeführt und beinhaltet die wichtigsten 
datenschutzrechtlichen Vorgaben und eine umfassende Struktur zur Abbildung der 

Datenschutzmaßnahmen. 

Es wurde ein externer Datenschutzbeauftragter bestellt. 

Eine regelmäßige Aufklärung und Sensibilisierung der Mitarbeiter und Führungskräfte werden 

durchgeführt. 

Auftragskontrolle 
Maßnahmen, die gewährleisten, dass personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet 
werden, nur entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden können.  

Mitarbeiter, die als Administratoren Zugriff auf die Systeme haben, sind alle hinsichtlich des 
Datenschutzes belehrt, auf die Wahrung der Vertraulichkeit verpflichtet und haben als 
Bestandteil ihres Arbeitsvertrags entsprechende Verschwiegenheits- und 
Geheimhaltungsvereinbarungen akzeptiert. 

Sollte die Elanders Kaisheim GmbH bei der Datenverarbeitung Auftragsverarbeiter einsetzen, 
werden bestimmte Vorgaben umgesetzt. Hierzu zählt die Sicherstellung der technisch-
organisatorischen Maßnahmen der Auftragnehmer im Sinne Art. 28 DSGVO und Art. 32 Abs. 1 
DSGVO.  

Voraussetzungen für das Eingehen einer Auftragsverarbeitung ist grundsätzlich eine rechtliche 
Grundlage. Für einen Vertrag zur Auftragsdatenverarbeitung nach Art. 28 Abs. 3 DSGVO müssen 
alle geforderten Maßnahmen und Vorgaben eingehalten werden.  

Maßnahmen 

Auftragsverarbeiter sind vertraglich verpflichtet. 

Auftragsverarbeitungsverträge sind datenschutzrechtlich geprüft. 




